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1 Zu § 1 - Begriff des Deutschen

1.1 Allgemeines

Deutsche im Sinne des § 1 sind deutsche Staatsangehörige. Statusdeutsche fallen nicht unter den Begriff des Deutschen im Sinne des § 1. Rechtsgrundlage für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Statusdeutsche ist seit dem 1.8.1999 § 7 (Ausstellung einer Bescheinigung nach § 15 Abs. 1 oder Abs. 2 des BVFG). Die gesetzlichen Erwerbs- und Verlustgründe des Staatsangehörigkeitsgesetzes gelten für Statusdeutsche entsprechend.

1.2 Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit

Die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, wer sie erworben und nicht wieder verloren hat. Seit dem 1.1.1914 sind vor allem die Erwerbs- und Verlustgründe des (Reichs- und) Staatsangehörigkeitsgesetzes in seiner jeweils geltenden Fassung zu beachten. Davor waren Erwerb und Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit im Gesetz über die Erwerbung und den Verlust der Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1. Juni 1870 (BGBl. Norddt. Bund S. 355) geregelt.

1.2.1 Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit

Für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit waren bisher insbeson- dere folgende Tatbestände relevant:

a) Abstammung von einem deutschen Vater (bei Geburt außerhalb einer Ehe erst seit dem 1.7.1993) oder einer deutschen Mutter (bei Geburt innerhalb einer Ehe erst seit dem 1.1.1975 uneingeschränkt),

b) Legitimation durch einen deutschen Vater (bis zum 30.6.1998) oder Erklärung nach § 5 (seit dem 1.7.1998 bis zum Ablauf des 30.6.2016),

c) Eheschließung mit einem Deutschen (bis zum 31.3.1953) oder Erklärung bei der Eheschließung (bis zum 31.12.1969, vgl. Art. 1 Nr. 1 des Dritten Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit),

d) Annahme als Kind durch einen Deutschen (seit dem 1.1.1977) und

e) Einbürgerung (einschließlich der in § 1 des mit Ablauf des 14.12.2010 außer Kraft getretenen Staatsangehörigkeitsregelungsgesetzes genannten Sammeleinbürgerungen).

f) Erklärung nach Art. 3 des Gesetzes zur Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 20.12.1974 (seit dem 1.1.1975 bis zum Ablauf des 31.12.1977, bei Nachfristgewährung längstens bis zum 31.7.2006).

g) Überleitung von Statusdeutschen in die deutsche Staatsangehörigkeit nach § 40a (am 1.8.1999).

Zu den aktuellen Erwerbsgründen vgl. auch Nr. 3.

1.2.2 Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit

Für den Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit waren bisher insbeson- dere folgende Tatbestände relevant:

a) Entlassung (bis zum Ablauf des 26.6.2024),

b) Erwerb einer ausländischen Staatsangehörigkeit auf Antrag (bis zum Ablauf des 26.6.2024,

c) Verzicht (seit dem 1.1.1975),

d) Annahme als Kind durch einen Ausländer (seit dem 1.1.1977 bis zum Ablauf des 26.6.2024),

e) Legitimation durch einen Ausländer vor dem 1.4.1953 (nach dem 23.5.1949 nicht in allen Fällen. Der Rechtsprechung des BVerwG zufolge [BVerwG, Urteile vom 29.11.2006 - 5 C 5.05 -, juris Rn. 9, und - 5 C 9.05 -, BVerwGE 127, 196-203, juris Rn. 15] verstieß der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit infolge der Legitimation durch einen ausländischen Mann gegen Art. 3 Abs. 2 GG und war daher nach dem 31.3.1953 nicht mehr anzuwenden. Die bisherige Rechtsprechung der obersten Bundesgerichte ist mit diesen Entscheidungen aufgegeben worden.) oder

f) Eheschließung mit einem Ausländer vor dem 1.4.1953 (bei Eheschließung nach dem 23.5.1949 nicht in allen Fällen).

Nach dem Ersten Weltkrieg konnte aufgrund der Regelungen des Versailler Vertrags und seiner Folgebestimmungen (Genfer Abkommen, Wiener Abkommen) ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit eintreten.

Nach dem Übereinkommen über die Verringerung der Mehrstaatigkeit und über die Wehrpflicht von Mehrstaatern vom 6. Mai 1963 (BGBl. 1969 II S. 1953) konnte ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit auch bei Einbürgerung in einem Vertragsstaat bis zum 21.12.2002 (Bindungsfrist nach Kündigung des Abkommens durch Deutschland) eintreten.

Zu den aktuellen Verlustgründen vgl. auch Nr. 17.

1.2.3 Erwerb der DDR-Staatsbürgerschaft

Dem Erwerb der Staatsbürgerschaft der DDR ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG, Beschluss vom 21.10.1987 - 2 BvR 373/83 -, BVerfGE 77, 137-170) für die Rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland in den Grenzen des ordre public die Rechtswirkung des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit beizumessen. Dies gilt auch dann, wenn das vor dem 3.10.1990 geltende Bundesrecht keinen entsprechenden Erwerbstatbestand kannte.

1.3 Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit

Von dem Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit kann ausgegangen wer- den, wenn nachgewiesen oder glaubhaft gemacht ist, dass der Betroffene und ggf. die Personen, von denen er seine Staatsangehörigkeit ableitet, spätestens seit dem 1.1.1950 von deutschen Stellen als deutsche Staatsangehörige behandelt wurden. Es genügt in der Regel, wenn bereits bei dem seit dem 1.1.1950 geborenen, für den Abstammungserwerb der deutschen Staatsangehörigkeit maßgeblichen Elternteil eines Betroffenen eine Behandlung als deutscher Staatsangehöriger erfolgt ist. Dies gilt nicht, wenn sich im Einzelfall Zweifel ergeben, z.B. wegen Geburt oder Aufenthalt im Ausland einschließlich der Gebiete, deren staatsrechtliche Zugehörigkeit sich geändert hat, sowie bei ausländischer Staatsangehörigkeit von Eltern oder Geschwistern.

Die Behandlung als deutscher Staatsangehöriger kann insbesondere belegt werden durch Staatsangehörigkeitsurkunden (Staatsangehörigkeitsaus-weise, Heimatscheine) oder durch deutsche Personalpapiere, in denen die deutsche Staatsangehörigkeit eingetragen ist oder die nur deutschen Staatsangehörigen erteilt wurden (z.B. Personalausweise, Reisepässe, Wehrpässe, Arbeitsbücher oder Kennkarten).

Bei einer zwölfjährigen Behandlung als deutscher Staatsangehöriger kann trotz nachgewiesenem Nichtbestehen der deutschen Staatsangehörigkeit der Erwerbstatbestand der „Ersitzung“ nach § 3 Abs. 2 in Betracht kommen (vgl. Nr. 3 Rdn. 2).

1.4 Staatsangehörigkeitsausweis

Ein Staatsangehörigkeitsausweis wird ausgestellt, wenn der Besitz der deut- schen Staatsangehörigkeit auf Antrag nach § 30 festgestellt wird.




2 Zu § 2

Nicht belegt




3 Zu § 3 - Erwerb der Staatsangehörigkeit

3.1 Erwerbsgründe

§ 3 fasst die im Staatsangehörigkeitsgesetz geregelten Erwerbsgründe zu- sammen. Außerhalb des Staatsangehörigkeitsgesetzes bestehen darüber hinaus folgende Regelungen zum Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit:

a) Einbürgerung nach § 21 des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet sowie Art. 2 des Gesetzes zur Verminderung der Staatenlosigkeit,

b) Einbürgerung oder Wohnsitznahme in Deutschland früherer deutscher Staatsangehöriger und deren Abkömmlinge nach Art. 116 Abs. 2 GG.

Zu früheren Erwerbsgründen vgl. Nr. 1 Rdn. 3.

3.2 Erwerb durch langjährige Behandlung als deutscher Staatsangehöriger (sog. Ersitzung)

Der eigenständige, auf Vertrauensschutz basierende Erwerbsgrund in Ab- satz 2 knüpft an eine mindestens zwölfjährige Behandlung als deutscher Staatsangehöriger durch zuständige deutsche Stellen trotz Nichtbestehens oder nachträglichen Wegfalls der deutschen Staatsangehörigkeit an, z.B. durch Anfechtung der Vaterschaft. Die mit dem gesetzlichen Erwerb geschaffene Rechtssicherheit ist vor allem in den Bereichen erforderlich, für die die deutsche Staatsangehörigkeit Voraussetzung weiterer Rechte ist, z.B. beim Wahlrecht, Wehrrecht oder Beamtenrecht. Der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit nach Absatz 2 kann frühestens mit dem Inkrafttreten der Neuregelung am 28.8.2007 festgestellt werden, wenn zu diesem Zeitpunkt die Behandlung als deutscher Staatsangehöriger noch andauerte.

Deutsche Stellen im Sinne der Norm sind nur Verwaltungsbehörden oder Selbstverwaltungsorgane, die unmittelbar oder mittelbar mit der Prüfung des Staatsangehörigkeitsstatus des Betroffenen befasst sind. Dazu zählen neben den Staatsangehörigkeitsbehörden und den mit konsularischen Angelegenheiten befassten Stellen des Auswärtigen Amtes vor allem die Pass-, Ausweis- und Meldebehörden sowie die Standesämter. Ein jahrelang fehlerhaftes Verwaltungshandeln einer sonstigen Behörde (z.B. der BAföG-Behörde) reicht nicht aus.

Der Behandlung als deutscher Staatsangehöriger muss für den Betroffenen erkennbar zumindest eine summarische Prüfung der deutschen Staatsangehörigkeit vorausgegangen sein. Rein verwaltungsinternes Handeln ist nicht ausreichend.

Die Deutschenbehandlung kann durch die Ausstellung von Urkunden durch die zuständige Behörde erfolgen, die den Inhaber als deutschen Staats-angehörigen ausweisen. Exemplarische Beispiele finden sich in Absatz 2 Satz 2. Darüber hinaus kommen in Betracht: die Eintragung in das Wählerverzeichnis für Bundestags-, Landtags- oder Kommunalwahlen, die Berufung in das Beamtenverhältnis oder die Zulassung zu einem bestimmten Beruf, zu dem nur deutsche Staatsangehörige Zugang haben.

Der Betroffene muss nach Beginn der Deutschenbehandlung innerhalb des Zeitraums von zwölf Jahren mindestens ein weiteres Mal als deutscher Staatsangehöriger behandelt worden sein, beispielsweise durch erneute Ausstellung eines Reisepasses.

Der Betroffene darf die Behandlung als deutscher Staatsangehöriger nicht zu vertreten haben; d.h. er darf weder die deutschen Stellen über das Bestehen seiner deutschen Staatsangehörigkeit getäuscht noch einen diesbezüglichen Irrtum aufrechterhalten haben. Kenntnisse des deutschen Staatsangehörigkeitsrechts sind in der Regel vom Betroffenen nicht zu erwarten. Er darf auch grundsätzlich auf die Richtigkeit von Verwaltungshandeln vertrauen. Nicht zu vertreten hat es daher der Betroffene, wenn er von deutschen Stellen falsch unterrichtet worden ist oder wenn sich die bisherige Rechtsauslegung, z.B. aufgrund von Gerichtsentscheidungen, geändert hat.

War der Betroffene aber in der Lage und aus Rechtsgründen verpflichtet, einen Vorgang zu verhindern, liegt bei irriger Annahme der Behörde kein Ersitzungserwerb vor. Dies gilt auch bei unerkannter Täuschung oder falschen Angaben durch den Betroffenen. Bei Minderjährigen kann die Zurechnung von Kenntnissen der Eltern oder Erziehungsberechtigten in Einzelfällen in Betracht kommen.

Der Erwerbsgrund der Ersitzung wirkt auf den Zeitpunkt zurück, zu dem ur- sprünglich der Erwerb der Staatsangehörigkeit angenommen worden war, z.B. beim Abstammungs- oder ius-soli-Erwerb nach § 4 auf den Zeitpunkt der Geburt, beim Erklärungserwerb nach § 5 auf den Zeitpunkt der Erklärung, beim Erwerb durch Adoption nach § 6 auf den Zeitpunkt der Annahme als Kind. Ist bei einem Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit deren Fortbestand angenommen worden, wirkt der Erwerb auf den Zeitpunkt des angenommenen Fortbestandes zurück.

Die Regelung über die Erstreckung der Ersitzung auf die Abkömmlinge dient der Klarstellung. Abkömmlinge, die vor dem Zeitpunkt geboren wurden, zu dem der Erwerb der Staatsangehörigkeit angenommen wurde, werden nicht in die Erstreckungswirkung einbezogen.




4 Zu § 4 - Erwerb durch Geburt

4.0 Allgemeines

§ 4 regelt den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Geburt. Nach den Absätzen 1 und 2 wird die deutsche Staatsangehörigkeit mit der Geburt durch Abstammung erworben (ius sanguinis). Absatz 3 sieht den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit durch Geburt im Inland vor (Geburtsortsprinzip ius soli). Absatz 4 schränkt den Geburtserwerb durch Abstammung ein (Generationenschnitt), wird jedoch seinerseits durch Absatz 5 im Anwendungsbereich modifiziert.

Die Abstammung kann durch deutsche oder ausländische Personenstands- urkunden nachgewiesen werden. Liegen Urkunden nicht vor oder ergeben sich Zweifel an den Abstammungsverhältnissen, sind diese, soweit keine rechtskräftige gerichtliche Entscheidung besteht, unter Berücksichtigung der Regelungen des Internationalen Privatrechts nach dem danach berufenen Sachrecht zu prüfen.

4.1 Erwerb durch Abstammung

Von der deutschen Staatsangehörigkeit eines Elternteils kann ausgegangen werden, wenn nachgewiesen oder glaubhaft gemacht ist, dass der Elternteil und ggf. die Personen, von denen er seine Staatsangehörigkeit ableitet, spätestens seit dem 1.1.1950 von deutschen Stellen als deutsche Staatsangehörige behandelt worden sind. Es genügt in der Regel, wenn bereits bei dem seit dem 1.1.1950 geborenen, für den Abstammungserwerb der deutschen Staatsangehörigkeit maßgeblichen Elternteil eines Betroffenen eine Behandlung als deutscher Staatsangehöriger erfolgt ist, vgl. Nr. 1 Rdn. 7 ff. In Zweifelsfällen kann die Vorlage eines Staatsangehörigkeitsausweises gefordert werden, vgl. Nr. 1 Rdn. 10 und Nr. 30 Rdn. 1 ff.).

4.2 Findelkinder, vertraulich geborene Kinder

Ein Findelkind ist ein Kind, das infolge seines Alters hilflos und dessen Ab- stammung nicht feststellbar ist. Die deutsche Staatsangehörigkeit aufgrund der Abstammung von einem Deutschen wird fingiert, bis der Personenstand eines Findelkindes ermittelt wird und danach die Abstammung von ausländischen Eltern feststeht. Ein Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit, der dann auf den Zeitpunkt des Erwerbs nach § 4 Abs. 2 zurückwirkt, tritt in diesen Fällen aber nur bis zur Vollendung des fünften Lebensjahres ein (vgl. § 17 Abs. 2 S. 1, S. 2 Nr. 3 und S. 3 Nr. 1, 3 und 4). Zu vertraulich geborenen Kindern, vgl. § 25 Abs. 1 SchKG. Bei vertraulich geborenen Kindern, die bis zum Beweis des Gegenteils als Kinder einer Deutschen gelten (vgl. § 4 Abs. 2 S. 2), kommt ein unter Verstoß gegen das SchKG erlangter Beweis nicht als beachtlicher Beweis des Gegenteils in Betracht.


4.3 Erwerb durch Geburt im Inland (ius soli)

4.3.1 Aufenthaltsvoraussetzungen

Der rechtmäßige gewöhnliche Aufenthalt des maßgeblichen Elternteils muss bei Geburt des Kindes seit fünf Jahren bestanden haben. Zur Berechnung des Zeitraums des gewöhnlichen Aufenthalts und der Aufenthaltsunterbrechungen vgl. Nr. 12b Rdn. 1 ff.

Anrechenbare Aufenthaltszeiten

Anrechenbare Aufenthaltszeiten sind nur Zeiten, in denen der Ausländer ei- nen rechtmäßigen Aufenthalt im Inland hatte,

a) durch ein Aufenthaltsrecht

(aa) für Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, für Staatsangehörige der EWR-Staaten (Island, Liechtenstein, Norwegen), für ihre jeweiligen Familienangehörigen und für die ihnen jeweils nahestehenden Personen mit einem Aufenthaltsrecht nach § 3a FreizügG/EU sowie für Personen, die ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht nach § 12a FreizügG/EU besitzen, und Personen mit einem in § 16 FreizügG/EU bezeichneten Aufenthaltsrecht,

(bb) gemäß Art. 6 oder 7 des Beschlusses Nr. 1/80 des Assoziationsrates EWG-Türkei - ARB 1/80 - (die Aufenthaltserlaubnis nach § 4 Abs. 2 AufenthG ist nur deklaratorisch),

b) als Staatsangehöriger der Schweiz oder dessen Familienangehöriger durch eine Aufenthaltserlaubnis aufgrund des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit (BGBl. 2001 II S. 810),

c) durch eine Niederlassungserlaubnis, eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU, eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, eine Mobiler-ICT-Karte, eine Aufenthaltserlaubnis nach dem AufenthG, oder ein Visum nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 3 AufenthG,

d) durch eine Aufenthaltsgestattung nach § 55 AsylG, wenn der Antragsteller als Asylberechtigter anerkannt ist oder ihm internationaler Schutz im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 AsylG zuerkannt wurde (vgl. § 55 Abs. 3 AsylG – der internationale Schutz umfasst die Flüchtlingseigenschaft im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylG und den subsidiären Schutz im Sinne des § 4 Abs. 1 AsylG),

e) weil er vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit oder deutscher Staatsangehöriger oder Statusdeutscher war,

f) weil sein Aufenthalt als heimatloser Ausländer kraft Gesetzes erlaubt war,

g) weil eine Erlaubnisfiktion nach § 81 Abs. 3 S. 1 AufenthG bestand oder

h) weil er über ein Aufenthaltsrecht oder einen Aufenthaltstitel nach früher geltenden Vorschriften oder nach dem Recht der ehemaligen DDR verfügte.

Zeiten einer Duldung können nicht angerechnet werden.

Erforderlicher Aufenthaltsstatus im Zeitpunkt der Geburt

Der maßgebliche Elternteil muss im Zeitpunkt der Geburt des Kindes folgen- den Aufenthaltsstatus besitzen:

a) ein unbefristetes Aufenthaltsrecht oder

b) als Staatsangehöriger der Schweiz oder dessen Familienangehöriger eine Aufenthaltserlaubnis aufgrund des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit (BGBl. 2001 II S. 810).

Ein unbefristetes Aufenthaltsrecht besitzen die unter Rdn. 6 Buchstabe a) Doppelbuchstabe aa) und bb) aufgeführten Personengruppen, Ausländer mit einer Niederlassungserlaubnis oder Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU nach dem AufenthG oder heimatlose Ausländer nach § 1 des Gesetzes über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (BGBl. I S. 269).

Die Fortgeltung bisheriger Aufenthaltsrechte nach § 101 AufenthG ist zu be- achten.

Eine Befreiung vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels (z.B. für Botschafts- personal) genügt nicht für den Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit.

4.3.2 Eintragung des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit

Das Nähere zur Eintragung des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit regeln § 21 Abs. 3 Nr. 4 PStG i.V.m. § 34 PStV. Danach verlangt das Standesamt bei der Anzeige der Geburt Angaben darüber, ob ein Elternteil ein unbefristetes Aufenthaltsrecht oder als Staatsangehöriger der Schweiz oder dessen Familienangehöriger eine Aufenthaltserlaubnis aufgrund des Abkommens vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossen-schaft andererseits über die Freizügigkeit (BGBl. 2001 II S. 810) besitzt. Anschließend holt das Standesamt mit einem Formular nach dem Muster der Anl. 12 PStV eine schriftliche Auskunft der Ausländerbehörde darüber ein, ob die Angaben zutreffen und der Elternteil zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes seit fünf Jahren rechtmäßig seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hatte. Das Ergebnis der Prüfung des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit vermerkt das Standesamt auf dem später zur Sammelakte zu nehmenden Formular nach dem Muster der Anl. 12 PStV und trägt einen entsprechenden Hinweis im Geburtenregister ein. Der Hinweis hat lediglich deklaratorische Bedeutung.

Die nach Absatz 3 erworbene deutsche Staatsangehörigkeit kann nicht aus- geschlagen werden. Zum Verzicht auf die deutsche Staatsangehörigkeit vgl. Nr. 26 Rdn. 1 ff.

4.3.3 Verordnungsermächtigung

Von der Verordnungsermächtigung in Satz 3 hat das Bundesministerium des Innern mit der Personenstandsverordnung Gebrauch gemacht.

4.4 Einschränkung des Abstammungserwerbs bei Auslandsgeburt (Generationenschnitt)

Absatz 4 schränkt den Abstammungserwerb der deutschen Staatsangehö- rigkeit für im Ausland geborene Kinder selbst im Ausland geborener deutscher Eltern ein.

4.4.1 Voraussetzungen; Vermeidung von Staatenlosigkeit

Erwirbt das Kind auch nach ausländischem Recht die ausländische Staats- angehörigkeit nur, wenn das Kind andernfalls staatenlos würde, dann erwirbt das Kind die deutsche Staatsangehörigkeit.

4.4.2 Antrag auf Beurkundung der Geburt, fristwahrende Antragstellung bei der Auslandsvertretung

Sofern der Antrag auf Beurkundung der Geburt nach § 36 PStG innerhalb eines Jahres nach der Kindesgeburt gestellt wird, wird die deutsche Staatsangehörigkeit rückwirkend mit dem Zeitpunkt der Geburt erworben. Der Antrag kann auch fristwahrend bei der zuständigen Auslandsvertretung der Bundesrepublik Deutschland gestellt werden, die den Tag der Antragstellung vermerkt.

4.4.3 Elternteile

Die Rechtsfolge von Absatz 4 Satz 1 tritt in den Fällen, in denen beide El- ternteile deutsche Staatsangehörige sind und das Kind im Ausland geboren wird nur ein, wenn beide Elternteile nach dem 31.12.1999 im Ausland geboren wurden, bei Geburt ihres Kindes dort ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben und das Kind nicht staatenlos wird.

4.4.4 Ausnahmen

Nach Satz 4 kommt der Generationenschnitt in den Fällen der Wiedergut- machung von NS-Unrecht nicht zur Anwendung, so dass der Anspruch aus Art. 116 Abs. 2 GG und der Anspruch auf Wiedergutmachungseinbürgerung nach § 15 keiner zeitlichen Beschränkung mehr unterliegen.

4.5 Abkömmlinge

Absatz 5 Nummer 1 schließt die Anwendung von Absatz 4 Satz 1 für eine im Ausland geborene Person, deren deutscher Elternteil nach dem 31.12.1999 im Ausland geboren wurde und dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, aus, wenn der deutsche Elternteil oder dessen Vorfahren die deutsche Staatsangehörigkeit aufgrund des Art. 116 Abs. 2 GG oder nach § 15 erworben haben.

Mit Absatz 5 Nummer 2 wird aus Gründen der Gleichstellung die Nichtan- wendung von Absatz 4 Satz 1 auch auf Personen erstreckt, deren deutscher Elternteil nach dem 31.12.1999 im Ausland geboren wurde und dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, wenn der deutsche Elternteil oder dessen Vorfahren einen Anspruch nach Art. 116 Abs. 2 GG oder nach § 15 gehabt hätten, aber die deutsche Staatsangehörigkeit auf einer anderen Rechtsgrundlage erworben haben.
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